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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des olympischen Friedens 

(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Die Spiele der XX. Olympiade 1972 sollen möglichst friedlich, 
störungsfrei und harmonisch durchgeführt werden. Es soll ver- 
hindert werden, daß die XX. Olympischen Spiele 1972 zu 
Demonstrationen und Aktionen benutzt werden, die den olym- 
pischen Frieden stören. 


B. Lösung 

Das Gesetz zum Schutz des olympischen Friedens ermöglicht 
den Ländern, in denen olympische Spiele stattfinden, in Ge- 
bieten und Bereichen, die mit dem Ablauf der Spiele im Zusam- 
menhang stehen, durch Rechtsverordnung öffentliche Versamm- 
lungen unter freiem Himmel und Aufzüge generell zu verbieten 
und bestimmte Bannkreise festzulegen. 


C. Alternativen 

Interfraktioneller Antrag - — Drucksachen VI/3202 und VI/3337 — 


D. Kosten 

Kosten für den Bundeshaushalt sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. April 1972 

1/4 (1/3; 1/2; III/2) — 214 02 — Schu 1/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 377. Sitzung am 3. März 
1972 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des olympischen Friedens 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
ist in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des olympischen Friedens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zum Schutz des olympischen Friedens können 
die Landesregierungen durch Rechts Verordnung für 
die Dauer der Spiele der XX. Olympiade 1972 oder 
einzelner Veranstaltungen dieser Spiele auf be- 
fristete Zeit ausreichend bemessene befriedete Bann- 
kreise um Anlagen und sonstige Örtlichkeiten legen, 
die unmittelbar den Veranstaltungen der Olym- 
pischen Komitees dienen. 

(2) öffentliche Versammlungen unter freiem 
Himmel und Aufzüge sind innerhalb der befriedeten 
Bannkreise verboten. 

§ 2 

Das Grundrecht des Artikels 8 des Grundgesetzes 
wird durch § 1 eingeschränkt. 

§ 3 

(1) Wer zu einer Versammlung oder einem Auf- 
zug, die nach § 1 Abs. 2 verboten sind, auffordert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder 
mit Geldstrafe bestraft. 


(2) Wer als Veranstalter oder Leiter eine Ver- 
sammlung oder einen Aufzug, die nach § 1 Abs. 2 
verboten sind, durchführt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Kannte der Täter im Falle des Absatzes 1 
oder 2 das Verbot infolge Fahrlässigkeit nicht, so ist 
auf Geldstrafe zu erkennen. 

§ 4 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer an einer Ver- 
sammlung oder einem Aufzug teilnimmt, die nach 
§ 1 Abs. 2 verboten sind. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. Es 
tritt am 31. Dezember 1972 außer Kraft. 
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Begründung 


Der Vorstand des Organisationskomitees für die 
Spiele der XX, Olympiade und die Landeshaupt- 
stadt München haben angeregt, den Erlaß eines 
Gesetzes in die Wege zu leiten, durch welches Bann- 
kreise um die olympischen Sportstätten eingerichtet 
werden sollen, in deren Bereich Versammlungen 
unter freiem Himmel und Aufzüge während der 
Olympischen Spiele verboten sind. 

Die Bayerische Staatsregierung macht sich diese 
Auffassung zu eigen. 

Ein Verbot öffentlicher Versammlungen und Auf- 
züge im Bereich der olympischen Veranstaltungen 
ist notwendig, um einen störungsfreien Ablauf der 
Spiele der XX. Olympiade 1972 zu gewährleisten. 

Maßgebend dafür ist die Überlegung, daß nur auf 
diese Weise politisch motivierte Störaktionen in 
Form von Versammlungen und Aufzügen im Sinne 
des Versammlungsgesetzes von den Wettkämpfen 
und sonstigen Veranstaltungen von vornherein 
ferngehalten werden können. Nur so können die 
Spiele im Geiste der olympischen Idee durchgeführt 
werden. 

Mit der Vorschrift des § 15 Abs. 1 VersammlG, nach 
der eine Versammlung oder ein Aufzug verboten 
werden kann, wenn nach den Umständen des Einzel- 
falles die öffentliche Ordnung und Sicherheit unmit- 
telbar gefährdet ist, kann dieses Ziel nicht erreicht 
werden. Das haben die praktischen Erfahrungen in 
den vergangenen Jahren bewiesen. Schon die tat- 
bestandsmäßigen Voraussetzungen für eine ein- 
schränkende Verfügung nach § 15 Abs. 1 VersammlG 
sind sehr eng umgrenzt. Ein rechtzeitiger Vollzug 
der Verbote im Einzelfall würde bei dieser Rechts- 
lage durch einstweilige Anordnung der Verwal- 
tungsgerichte erschwert werden. 

Schließlich besteht ohne Festlegung von Bannkrei- 
sen auch eine erhöhte Gefahr, daß auf dem olym- 
pischen Gelände echte oder vorgetäuschte Spontan- 
veranstaltungen durchgeführt werden. Die olym- 
pische Idee verlangt den strikten Ausschluß auch 
solcher Störaktionen. Das kann nur durch Bann- 
kreise geschehen. 

In befriedeten Bannkreisen sind öffentliche Ver- 
sammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge 
kraft Gesetzes verboten. Eine trotzdem durchge- 
führte Veranstaltung muß nach § 15 Abs. 3 Ver- 
sammlG von der Polizei aufgelöst werden. Das ist 
eine klare und einfache gesetzliche Regelung, 

Gegen die Zweckmäßigkeit von Bannkreisen kann 
nicht eingewendet werden, der Schutz des § 123 
StGB reiche zur Verhinderung störender Versamm- 
lungen und Aufzüge aus. Olympische Veranstaltun- 
gen im weitesten Sinne werden zum Teil auch auf 
einem Gelände — z. B. auf dem Königsplatz in Mün- 
chen oder auf Straßen — stattfinden, das kein be- 
friedetes Besitztum i. S. des § 123 StGB darstellt 


oder bei dem es zweifelhaft sein wird, wem das 
Hausrecht zusteht. 

Ferner muß berücksichtigt werden, daß die Spiele 
auch dadurch erheblich gestört werden könnten, daß 
in unmittelbarer Nähe (am Rande) des befriedeten 
Besitztums des olympischen Geländes Demonstra- 
tionen mit nachhaltigem akustischen oder optischen 
Effekt stattfinden? insoweit würde § 123 StGB nicht 
weiterhelfen. 

Die Regelung befriedeter Bannkreise gehört zum 
Versammlungsrecht. Das Versammlungsrecht ist 
eine Materie der konkurrierenden Gesetzgebung 
(Artikel 74 Nr. 3 GG). Der Landesgesetzgeber hat 
daher die Befugnis zur Gesetzgebung nur, soweit 
der Bund von seinem Gesetzgebungsrecht keinen 
Gebrauch macht (Artikel 72 Abs. 1 GG). Der Bun- 
desgesetzgeber hat nach allgemeiner Meinung im 
Versammlungsgesetz vom 24. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 684) das Recht, Versammlungen ein- 
zuschränken, mit dem Vorbehalt abschließend ge- 
regelt, daß durch Landesgesetz befriedete Bann- 
kreise lediglich für die Gesetzgebungsorgane der 
Länder geregelt werden können. Der in § 16 Ver- 
sammlG ausgesprochene Vorbehalt zugunsten des 
Landesrechts ist als Ausnahmebestimmung eng aus- 
zulegen, Für den Erlaß eines Gesetzes über Bann- 
kreise zum Schutz der Olympischen Spiele ist daher 
der Bund zuständig. 

Zu § 1 

Das Bundesgesetz ermächtigt die Landesregierun- 
gen, durch Rechtsverordnung befriedete Bannkreise 
zum Schutz der Spiele festzulegen. 

Die Geltung der Bannkreise ist auf die Dauer der 
Olympischen Spiele (26. August bis 10. September 
1972) und — soweit auch Örtlichkeiten erfaßt wer- 
den, die während der Spiele nur für eine geringe 
Zeit olympischen Zwecken dienen (z. B. Straßen- 
strecken des Marathonlaufes usw.) — • auf diese ge- 
ringe Zeit beschränkt. 

In die Bannkreise sollen nur diejenigen Anlagen 
und sonstigen Örtlichkeiten fallen, die während 
der Spiele unmittelbar Veranstaltungen der Olym- 
pischen Komitees dienen, samt einer Schutzzone um 
diese Anlagen und Örtlichkeiten in der erforder- 
lichen Tiefe, um Störungen dieser Spiele aus ihrer 
unmittelbaren Nachbarschaft zu verhindern. 

In die Bannkreise sollen in München auf jeden Fall 
der Olympia-Park, das Messegelände, der Königs- 
platz und deren Umgebung einbezogen werden. 

Zu § 2 

Diese Bestimmung ist notwendig, weil das Grund- 
recht der Versammlungsfreiheit durch das Gesetz 
eingeschränkt wird (Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG). 
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Zu §§ 3, 4 

Derjenige, der zu einer öffentlichen Versammlung 
oder zu einem Aufzug innerhalb des Bannkreises 
auf fordert, sollte in Anlehnung an § 106 a StGB 
(Parlamentsfriede) mit Strafe belegt werden können. 

Die Teilnahme an solchen Versammlungen und 
Aufzügen soll Ordnungswidrigkeit sein. 

Außerdem soll der Veranstalter und der Leiter soL 
eher verbotener Veranstaltungen mit einer dem § 26 
Abs. 1, 2 Versammle entsprechenden Strafe bedroht 
werden. 

Zu § 5 

übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 6 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens ist so bestimmt, 
daß von der Ermächtigung zum Erlaß der Rechts- 
verordnungen nach § 1 rechtzeitig Gebrauch gemacht 
werden kann. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, für die Dauer 
der Olympischen Spiele für bestimmte olympische 
Bereiche ein gesetzliches Versammlungsverbot vor- 
zusehen, deckt sich mit dem aus der Mitte des 
Deutschen Bundestages eingebrachten Initiativent- 
wurf eines Gesetzes zum Schutz des olympischen 
Friedens (Drucksache VI/3202), der von allen Frak- 
tionen getragen wird. Beide Entwürfe gehen zu- 
treffend davon aus, daß es einer bundesgesetzlichen 
Regelung bedarf, weil den Ländern keine Befugnis 
für eine isolierte Landesgesetzgebung für Versamm- 
lungsverbote im olympischen Bereich zusteht, nach- 
dem der Bund das Versammlungsrecht als konkur- 
rierende Gesetzgebung (Artikel 74 Nr. 3 GG) im 
Versammlungsgesetz vom 24. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 684) abschließend geregelt hat. Es ist 
dabei nicht notwendig, durch Bundesgesetz bereits 
das Versammlungsverbot auszusprechen. Vielmehr 
reicht es aus, wenn dieses Gesetz die Voraussetzung 
dafür schafft, daß der Landesgesetzgeber eine solche 
Regelung treffen kann. Ihm bleibt es dann über- 
lassen, davon Gebrauch zu machen. Die Länder, in 
denen olympische Veranstaltungen stattfinden, sind 
aufgrund der Kenntnis der sachlichen und örtlichen 
Gegebenheiten am besten in der Lage, eine Ent- 
scheidung zu treffen, die die Interessen aller Betei- 


ligten berücksichtigt und dem aus dem Rechtsstaats- 
prinzip abgeleiteten Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit, insbesondere dem Ubermaßverbot, gerecht 
wird. Die bundesgesetzliche Ermächtigung sollte sich 
deshalb auf das unumgänglich Notwendige be- 
schränken und dem Landesgesetzgeber einen mög- 
lichst großen Entscheidungsspielraum überlassen. 
Diesen Erwägungen trägt der interfraktionelle Ge- 
setzentwurf besser Rechnung als der Bundesrats- 
entwurf. Er überläßt dem Landesgesetzgeber sowohl 
die Entscheidung über den Erlaß eines Versamm- 
lungsverbotes überhaupt, als auch die nähere Aus- 
gestaltung dieses Verbots. 

Die Bundesregierung sieht deshalb davon ab, zu 
den versammlungsrechtlichen Bestimmungen des 
Gesetzentwurfs des Bundesrates im einzelnen Stel- 
lung zu nehmen. Zu den Sanktionsvorschriften des 
Entwurfs weist sie vorsorglich darauf hin, daß eine 
Berufung auf § 106 a StGB (Schutz des Parlaments- 
friedens) nicht überzeugt; die geschützten Rechtsgü- 
ter sind von unterschiedlichem Gewicht. § 3 des Ent- 
wurfs sollte daher, falls man im Gegensatz zum Ver- 
sammlungsgesetz ein Bedürfnis für eine Sanktion 
bejaht, unter gleichzeitiger Ergänzung als Ord- 
nungswidrigkeiten ausgestaltet werden; Absatz 3 
wäre zu streichen. 
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